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Be,vp « rrei « r In « arlsruhe und »uSwLrt« frei in« Hau« geliefert für Mai S000 Jk — « iujetttummec 300 A. — » u , ei , eu , ed ü hr r 125 Jt für 1 mm H»h« und «in Siedeirtel Breite. Briefe undScltcr frei. Bei Wiederholungen tariffefier R- batt. der - I« « astenrabatt gilt und renvrigrrt werden kann , wenn nicht biunm vier Wochrn nach Empfang der Rechnung Zahlung eefalzt. « mtliche « n,eigen find »irettan die SeschSf, « stell « der « arl «ruher Lctluu^ Badischer Staat «- nzeigrr, « arl -Friedrichstr. lt zu sendm und « erden in « ereindarung mit dem Ministerium de, Innern berechnet . Bei « lageerdehunz. zwanzlweiser Beitreibun,und L -nlurkverj - hrm sdltt ter Radalt fort. « riiiSungsert « arltruhe . — Im Fall« de» höherer Gewalt, Streif Sperre, Aussperrung, Maschinenbruch, Betrieb«st<»r«», im eignen Betriebe »»er in denen unserer Lieferantenha« der Inserent keine Ansprüche saU« die Zeitung «erspätc». in beschrinktem Umfang« oder nicht erscheint. — Kür telephanischr Abbestellung »«» » «zeige« wir » kein« Gewähr iiberuemmeu. Unoeriangt« Drucksachen undManuskripte werden nicht jurückgegebm und es wird keinerlei Berpstichtungzu irgendwelcher Bergütung überaemmea .

Amtlicher Zcil
Veibebaltung der MilcbliekerungspMcdt.

** Der Rrichsernährunqsminister hat die Bestimmung der
Reichsmilchverordnung . daß die Milch an den bis¬
herigen Empfangsort weiterzuliefern ist, über den 15. Mai
1923 hinaus verlängert .

rund imVerein mit den Alliierten geprüft zuwerden .
Der Unterschied in der politischen Einstellung liegt klar

am Tage . England und Italien wünschen, daß auf der
Grundlage eines leidlich geeigneten deutschen Angebotsdie Reparationsfrage nun endlich einmal geregelt wird .
Frankreich sperrt sich dagegen und hat es verstanden , einst¬
weilen B e l g i e n auf seine Seite zu ziehen. Aber geradein den letzten Tagen ist bekannt geworden , daß man von

englischer Seite aus in Brüssel sehr lebhaft d'arauf aufmerk¬
sam gemacht hat , daß diese einseitige, den Standpunkt Eng -
lands ignorierende Politik Belgiens die Beziehungen
zwischen den beiden Staaten trüben könne . Und, wenn
gewisse Meldungen richtig sind, wird die belgische Regie -
rung demnächst wieder mehr in die Bahnen einer ver¬
mittelnden Tätigkeit einlenken. Damit wäre Frank-
reich isoliert . Im übrigen hat ja nunmehr die deutsche
Reichsregierung das Wort.

* Die englische und
die italienische Antwort -Note . Lord Curzons und Mussolinis Antwort .Die englische Antwortnote , die gestern vormittag dem
deutschen Botschafter in London übergeben wurde , hat den
Inhalt , den man nach den Ankündigungen in der Lon¬
doner Presse erwarten mußte . Die Ablehnung des
deutschen Angebots erfolgt in einer Form , die an Deut¬
lichkeit nichts zu wünschen übrig läßt . Und es wird auch
der Unmut , den die britische Regierung über die Unzuläng¬
lichkeit des deutschen Angebots empfindet , nicht verhehlt .

Die Vorschläge der deutschen Reichsregierung sind, wie
die Antwortnote hervorbebt, eine große Enttäu¬
schung für England gewesen, und man ist in Lon¬
don der Ansicht, daß die deutsche Reichsregierung den un¬
günstigen Eindruck, den die deutsche Note machen mußte ,
eigentlich hätte voraussehen können. Der deutschen Au¬
ßenpolitik wird hier also kein sonderlich gutes Zeugnis
ausgestellt .

Der Tadel Londons wird dann nochmals im folgenden
wiederholt mit den Worten, daß die Vorschläge weder der
Form noch den : Inhalt nach dem, was England ver¬
nünftigerweise als Antwort auf seinen Rat hätte
erwarten können, entsprechen. Die angebotene Summe
sei zu niedrig , da sie nicht einmal an die Ziffer des briti¬
schen Reparationsplans heranreiche, und die Art der Ga¬
rantien werde nicht mit der genügenden Schärfe und Ge¬
nauigkeit bezeichnet.

Trotz dieser runden Ablehnung in der Sache ist aber der
Ton der ganzen Antwortnote nicht unfreundlich und
nicht verletzend. Im Gegenteil ! Er ist eigentlich der
einer freundschaftlichen Mahnung , eines freund¬
schaftlichen Tadels . Deutschland ist nicht in der Lage ,
auf jenen Tadel mit der Empfindlichkeit zu reagieren , die
sonst andere Staaten in ähnlicher Situation auszeichnet .
Wir haben alle Veranlassung , solche Großmächte , die uns
wenigstens in der Form anständig behandeln und uns
auch politisch .am Leben lassen wollen , nicht vor den Kopf
zu stoßen . Und deshalb scheint uns eine Erörterung über
die Frage der Berechtigung und Nichtberechtigung dieses
sachlichen Tadels unangebracht. Hinzu kommen dabei die
inner politischen Gründe , die eine solche Diskussion
nicht empfehlen , da sie unter Umständen die Stellung der
Reichsregierung erschweren könnte.

Wir nehmen also von der höflichen Tonart der Ant¬
wortnote gerne Notiz und verzeichnen weiterhin die Tat¬
sache, daß die Londoner Regierung bei aller sachlichen Ab¬
lehnung der deutschen Vorschläge in dem deutschen, Memo¬
randum doch Anzeichen dafür zu finden glaubt , daß die
deutsche Reichsregierung die Verpflichtung anerkennt , eine
ernsthafte Anstrengung zur Erfüllung ihrer Verbind¬
lichkeiten zu machen . Und diese Auffaflung hat die Lon¬
doner Regierung zu dem offiziellen Ratschlag bewogen .
„Deutschland möchte seine Vorschläge noch einmal
erwägen und erweitern , so daß sie in eine brauch¬
bare Grundlage für weitere Erörterungen umgewandelt
werden .

"
Und dieser Ratschlag ist ja denn auch das Wichtigste an

der ganzen Antwortnote . England wünscht eine Fort¬
setzung der mit der bekannten Rede Lord Curzons eröff -
neten Erörterung der Reparafionsfrage und erklärt sich
zur Prüfling neuer deutscher Vorschläge bereit . Es ist
entschlossen, diese Vorschläge zusammen mit ben
übrigen Alliierten zu beraten . England geht
also einen völlig anderen Weg , als Frankreich. Und
bezeichnenderweisefindet es auf diesem Wege in Italien
einen Begleiter .

Tenn , wenn auch die italienische Antwortnote den Stand -
Punkt des eigenen „sacro egoismo " in seiner Note be¬
sonders hervorkehrt und damit erkennen läßt , wie sehr es
durch rein reparationsfinanzielle Erwägungen gelegent¬
lich an die Seite Frankreichs geführt wird , erwartet doch
auch Italien eine neue und baldige Entschei¬
dung der deutschen Reichsregierung , d . h . neue Vor¬
schläge . die geeignet sind, von der italienischen Regie¬

Lord Curzons Antwort .
Die Samstag vormittag auf bet deutschen Botschaft über¬

reichte Rote hat folgeul«en Wortlaut :
Euer Erzellenz !

Die Regierung Seiner Majestät hat dem Memorandum , das
Euer Exzellenz mir am 2 . Mai mitgeteilt haben , und Ln dem
die deutsche Regierung ihre Vorschläge für eine Regelung der
Reparationsfrage vorlegt, ihre sorgfältige Aufmerksamkeit zu¬teil werden lassen . Dieser Schritt der deutschen Regierung ist
bekanntlich die Folge einer Anregung gewesen , die ich im Laufeeiner Debatte im britischen Parlament am 2V. April gegebenhabe, und die Regierung Seiner Majestät hat daher an der
Antwort , die auf diesen Appell hin erfolgt ist, ein besonderesInteresse .

Ich kann Euer Exzellenz nicht verhehlen, daß die Borschläge
Ihrer Regterung

eine große Enttäuschung
gewesen sind und daß die deutsche Regierung den ungünstige »
Eindruck, den sie sowohl auf die Regierung Seiner Majestätals auf ihre Alliierten gemacht haben, nach meiner Ansichthätte vorausfehen und ihm daher Vorbeugen können und müs¬
sen . Die Vorschläge entsprechen weder der Form noch dem
Inhalt nach dem , was Seiner Majestät Regierung vernünf¬
tigerweise als Antwort auf den Rat hätte erwarten können,den ich bei mehr als einer Gelegenheit der deutschen Regie¬
rung durch Euer Exzellenz zukommen zu lassen unternommen
habe, und auf den direkteren , ihr in der erwähnten Rede ge¬gebenen Hinweis . Die Hauptgründe für diese berechtigte Ent -
tänWung sind die folgendem :

1 . deutsche Regierung bietet als gesamte Bezahlungihrer ^ - .erkannten Schulden eine Summe an, die weit unterdem mäßigen Betrag liegt, der die Grundlage des der PariserKonferenz im letzten Januar unterbreiteten britischen Zah¬lungsplanes bildet und daher von vornherein als für die al¬
liierten Regierungen völlig unannehmbar hätte erkannt wer¬den müssen . Weiterhin wird die Zahlung sogar dieser unzu¬länglichen Summe von dem Ergebnis einer Reihe internatio¬naler Anleihen abhängig gemacht , das unter den kundgegebe-
nen Bedingungen in weitem Umfange ungewiß sein muß, und
zwar in so hohem Grade , daß der von der deutschen Regierungvorgelegte Plan tatsächlich Bestimmungen enthält , die sich mitder Möglichkeit des Nichtzustandekommens der Anleihen be¬
schäftigen. Außerdem schließen die zu diesem Punkt vorge-
schlagenon Regelungen finanzielle Bedingungen ein, die fürDeutschland weniger drückend sind , als wenn die Anleihen er¬
folgreich wären , so daß kein wirklicher Anreiz für Deutschlandgegeben >>t, den Versuch zur Aufbringung zu machen .2. Daß es die deutsche Regierung unterläßt , die Art derGarantien mit größerer Schärfe zu bezeichnen , die Deutsch¬land anzubieten bereit ist, ist noch ganz besonders zu bedauern .Statt greifbare , substantielle Vorschläge in dieser Richtung zuerhalten , sahen sich die alliierten Regierungen unbestimmtenVersichrri ngen, Bezugnahmen auf künftige Verhandlungengegeuübergestellt, die in einer geschäftlichen Transaktion dieserArt praktischen Wertes entbehren.

Die Enttäuschung ist umso größer, als die Regierung Seiner
Majestät gern den Glauben aufi echterhalten möchte , daß in
dem deutschen Memorandum Anzeichen dafür zu finden seien»daß die deutsche Regierung die auf ihr liegende Verpflichtunganerkennt , eine ernsthafte Anstrengung zur Erfüllung ihrerVerbindlichkeiten mit dem Vertrag von Versailles zu machenin einer Weise, die die Alliierten als billig und aufrichtig
(eguitable and sincere ) ansehen können. Wenn Deutschland
die Absicht hat, den Weg zu einer wirksamen und schnellen Lö¬
sung eines Problems zu eröffnen, das , so lange es nicht gelöstdie politische und wirtschaftliche Lage Europas und tatsächlichder ganzen Welt in ernste Verwirrung bringt , dann scheinteS bedauerlich, daß es nicht eine klarere und schärfere Abschät¬zung der Linien bewiesen hat , auf denen allein ebne solche Lö¬
sung gesucht werden kann.

Die Regierung Seiner Majestät ist ihrerseits überzeugt »daß Deutschland in seinem eigenen Interesse es vorteilhaftfinden wird, eine größere Bereitwilligkeit zur Auseinander -
skchiung mit der tatsächlichen Lage zu entwickeln und unter Aus¬
schaltung aller unwesentlichen und strittigen Punkte dazuschreiten wird,

seine Vorschläge noch einmal zu erwägen und zu erweitern ,daß sie in eine brauchbare Grundlage für weitere Erörterungen
umgewandelt werden. An einer solchen Erörterung wird die
Regierung Seiner Majestät bereit sein , im geeigneten Augen¬
blick an der Seite ihrer Alliierten teilzunehmen , mit denen
ste rin praktisches Jntereffe an dieser Frage teilt , das sie eben¬
sowenig aufzngcben beabsichtigt , wie den Wunsch , einer Lagevon internationaler Gefahr ein Ende zu machen . Aber siekann der deutschen Regierung nicht verhehlen, daß der erste

Schritt zur Verwirklichung einer solchen Hoffnung, die Aner¬kennung von seiten Deutschlands sein muß. daß eine viel ernst,haftere und viel bestimmtere Mitwirkung erforderlich ist, al »sie je bisher in Erscheinung getreten ist.
Ich habe die Ehre usw.

Gez. : Curzou of Kedleston .
Die Note Mussolinis .

Die italienische Antwortnote auf die deutschen Reparations -
Vorschläge hat folgenden Wortlaut :

Die aufmerksame Prüfung des Memorandums vom 2 . Mat ,das die Vorschläge der deutschen Regierung für dieLösung der
Reparationsfrage enthält , hat mich davon überzeugt, daß diesenicht derart sind, um den Alliierten als Grundlage für eine
entgültige Diskussion dienen zu können. Meine Wohlwollen -den Vorstellungen , die beistimmt waren , die deutsche Regierungdahin zu bringen , vernünftige und praktische Vorschläge zuunterbreiten , um aus der in Mitteleuropa geschaffenen geführ.liehen Lage herauszukommen , hatten mir zu der HoffnungGrund gegeben, daß der Schritt der deutschen -Regierung eine,«
Fortschritt bedeute, um eine fiiedliche Lösung der Reparations .frage herbeizuführen . Mer ich muß konstatieren, daß mein,Erwartungen getäuscht worden sind. Man weiß, welches derStandpunkt der italienischen Regierung in dieser Angelegen,heit ist, wie aus den Vorschlägen hervorgeht, die es den bei-den letzten Konferenzen in London und Paris unterbreitethat , die Italien zufolge seiner finanziellen und wirtschaftlichenLage gezwungen haben, die Reparations - und Schuideafrageals immer eng miteinander verknüpft anzusehen. Ich kanndiesmal nicht davon absehen, darauf zu bestehen, daß diesebeiden Fragen so bald als möglich gelöst werden, indem den
Ausgaben für den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete Rech¬nung getragen wird . Diese Antwort erklärt genau die Hal¬tung sowohl mit bezug aus die Unterhandlungen innerhalbder Meparationskommission , wie auch bei allen Ereignissennach der Pariser Konferenz. Wie in mehreren offiziellenKundgebungen und Verordnungen der königlichen Regierungerwiesen wurde , ist Italien bereit, seinen Anteil an den
Opfern zu tragen , um es zu einer allgemeinen wirtschaftlichenLösung der Reparationsfrage kommen zu lassen . Italienkann nicht zugeben, daß ihm solche Opfer über das hinaus auf -
erlegt werden , was ihm seine eigenen Kräfte vernünftigerweisegestatten . Es darf nicht vergessen werden, daß die besondereLage, die in Italien durch seinen Anteil an den deutschen Re¬
parationszahlungen geschaffen worden ist, auf der Erwägung ,beruht , daß ihm von Seiten der kleinen Staaten ein großerAnteil reserviert wird . Italien hat diesen Staaten gegenüberaus einem Gefühl der Großmut und der Mäßigung und aus
Anerkennung ihrer eigenen schwierigen Lage heraus, bedeu¬tende Konzessionen gewährt . Die deutsche Regierung weißaußerdem , daß die italienische Regierung zu ihrem großen Be-dauern gezwungen war , den Vorschlag äözulehnen, den die
englische Regierung der Pariser Konferenz unterbreitet har,weil das Memorandum Wonar Laws im Hinblick auf ein hohesZiel den unabänderlichen Forderungen Italiens nicht genügendRechnung trug . Im Hinblick auf diesen prinzipiellen Fall
mutz die italienische Regierung mit berechtigtem Staunen er¬klären , daß das deutsche Memorandum vom 2. Mai weit hin¬ter dem zuriicksteht, was im englischen Vorschlag enthaltenwar , zumal schon die festgesetzte Reparationssumme offensicht¬
lich um vieles hinter einer noch so geringen Schuld zurücksteht ,auf die man sich vernünftigerweise gefaßt machen konnte . Be¬
züglich der internationalen Anleihe , wodurch diese Summe be¬
zahlt werden sollte, ohne daß die notwendigen Garantien be¬
zeichnet werden und ohne daß gesagt wird, welche Bcstimmun-
gen für deren Plazierung und Erfolg ergriffen werden soll,ten, fehlen konkrete Angaben für die Garantien und die Zu¬
sicherungen, die tatsächlich geleistet werden sollen .Der deutsche Vorschlag stellt somit keinen methodischen und
vollständige« Plan dar , wie es unerläßlich gewesen wäre, da¬
mit er auch nur für eine prinzipielle Diskussion hätte dienen
können . Der Plan beschränkt sich auf eine Reihe von unbe-
stimmten und ungenauen Angaben, die umso weniger Wert
haben, als die Fragen , auf die sie sich im Hinblick auf eine
allgemeine Regelung beziehen, um so wichtiger sind . Ein sol¬
cher Mangel ist ein Anlaß des Bedauerns für die italienischeRegierung , weil damit zum Schaden aller jeder Schritt zurLösung der Reparationsfrage verzögert und die Meinung ver-
stärkt werden kann, die einen gewissen Glauben findet, näm -
lich, daß Deutschland unter dem Einfluß bestimmter inner »
politischer Strömungen sich seinen Verpflichtungen zu ent»
ziehen suche .

Da unter diesen Umständen die italienische Regierung fest¬
stellt , daß die deutschen Vorschläge keine wesentliche Änvu. unM



I*r Lage gebracht haben, drückt «sie von neuem die Ansicht aus ,daß sowohl im Jnterefle Deutschlands wie im Interesse des
allgemeinen Friedens und der europäischen Volkswirtschaftein neuer und baldiger Beschluß der deutschen Regierung An¬
latz zu Vorschlägen geben möge , die durch ihren Inhalt und
ihre Präzision derart sein können, um von der königlichen Re.
gievung in Übereinstimmung mit ihren Alliierten mit Nutzen
geprüft werden zu können. gez . Mussolini.

Politische Neuigkeiten .
Das Hrrupp 'scke Schandurteil und der

Großhandel.
Das Präsidium des Zentralverbandes des Deutschen Groß¬handels hat an die Firma Krupp das nachstehende Telegrammgesandt :

«Urteil gegen Kruppdirektoren hat im gesamten deutschen
Großhandel schmerzlichste und tiefste Empörung ausgelöst.Das Urteil und das Martyrium der Führer der Wirtschaftwird nur den Widerstand gegen tollgewordene und sinnloseWillkür Frankreichs weiter stärken und Frankreichs Vernich¬
tungswille zuschanden werden lassen"

«nd beim Reichsverband der Deutschen Industrie angeregt, andie wirtschaftlichen Organisationen autzerhalb Deutschlands
heranzutreten und sie darauf aufmerksam zu machen, daß in
dem Kruppener Urteil Handlungen gegen führende . Persönlich¬keiten der Wirtschaft vorgenommen werden, die die gesamteinternationale Wirtschaft in ihrem Fortbestand erschütternmüssen.

Die Lisenbabner im Urampk um das
besetzte Gebiet,

Der Präsident des Deutschen Industrie - und Handelstageshat dem Vorsitzenden des deutschen Eisenbahnerverbandes mit-
geteilt, datz die deutschen Handelskammern mit lebhafter An¬
teilnahme von den unerhörten Ctrafen gelesen haben, denenleitende Personen und Mitglieder des Eisenbahnerverbandesvon einem französischen Kriegsgericht in Mainz dafür unter¬
worfen worden sind, datz sie die deutsche Sache im besetztenGebiet mit Mut und . Festigkeit vertreten haben, trotzdem siewutzten, datz auch sie den Leidensweg gehen würden , den viele
Würger des besetzten Gebietes, Unternehmer und Arbeiter, vorihnen gegangen sind . Es wird gebeten, den von unmenschlicherWillkür Betroffenen den Dank der deutschen Handelskammernfteundlichst zu übermitteln . Dte Spitzjenvcrbände der deutschenGewerkschaften haben soeben zu den Lebensfragen des deut¬
schen Volkes , die durch den Ruhreinbruch ausgelöst worden sind ,Stellung genommen und erklärt , datz sich der an der Ruhr undam Rhein aufgenommene Widerstand gegen die Bedrohung des
deutschen Selbstbestimmungsrechtes, der deutschen Einheit und
Freiheit des Reiches und der Arbeit richtet. Der Deutsche In¬dustrie. und Handelstag schließt sich dieser Auffassung ausdrück¬
lich an und hofft, datz auch die schweren Opfer , die die Eisen¬bahner wiederum haben bringen müssen, zur dauernden Ab¬
wehr dieser Gefahren führen möchten .

Das Gesetz zur Sickerung der Vrotver -
sorgung .

Ein Gesetzentwurf zur Sicherung der Brotversvrgung wurde
dem landwirtschaftlichen Ausschuh des Reichswirtschaftsratesvon der Regierung vorgelegt. Er enthält die angekündigte Be¬
freiung der Landwirtschaft von der Getreideumlage und siehtdie Ansammlung einer Borratsmenge bis zu 3Hs Millionen
Tonnen Brotgetreide zu dem Zwecke vor, datz die Regierungbei plötzlich auftretendem Mangel an einer starken Preissteige¬
rung des Getreides eingreifen kann. Von dieser Brotgetreide¬reserve sollen bis zu 2 Millionen Tonnen durch Einfuhr be¬
schafft werden, während die übrig bleibenden lYi Millionen
Tonnen in der Hauptsache durch Verträge mit den Erzeugernund Verkäufervertretern im Jnlande bis zum 13. Juni gesichertwerden sollen. Verhandlungen mit ihnen sind bereits einge¬leitet ; nur für den Fall , datz sie zu keinem Ergebnis führen
sollten , mützten 1 % Millionen Tonnen nochmals im Wege der
Umlage aufgebracht werden . Um die Mittel für die Ermätzi-
gung des Brotgetreides für Sozial - und Kleinrentner , Kriegs¬
opfer , Erwerbslose und Armengeldempfänger , und , wenn mög¬
lich auch noch für Kinderreiche aufzubringen , soll die ZwangS-
anleihe nochmals am 1 Juli 1923 erhoben werden.

Deutscher
Beginn L Uhr Samstag nachmittag». Das deutsch-polnischeAbkommen betreffend die Überleitung der Verwaltungsstrett -

sachen, Steuerverteilungs . und VerwaltungSbeschluhsachen so-wie der Rechtsmittelverfahren in Reichs- und Staatssteueran¬gelegenheiten und in Kirchensteuersachen im oberschlesischen
Abstimmungsgebiet wird in allen drei Lesungen debattelos an¬
genommen .

Au dem Antrag über die Neuregelung der Lehrerbildunggibt Abg. Benermann HD. Vp .) namens aller Parteien autzerden Kommunisten eine Erklärung ab, in der mit Be¬
schleunigung eine gesetzlich, Neuregelung der LehrrrbUdungverlangt wird.

Staatssekretär Schulz bemerkt dazu, die Regierung wolle
diesem Verlangen Rechnung tragen .Das Etatsgesetz von 19E8 wird debattelos in allen drei Le¬
sungen angenommen .

Zu einer noch zum Arbeitshaushalt vorliegenden Entschlie-
tzung über die Unterstützung notleidender Anstalten beantragtAbg. Schreiber (Zentr .) die Bewilligung von 12 MilliardenMark , von denen drei Viertel den Anstalten der religiösenGemeinschaften überwiesen werden sollen, während die Abg .Frau Wurm (Soz .) den Antrag ablehnt, empfiehlt ihn Abg.Dr . Mumm (D .-Natl .) , zumal die hohen Kirchensteuern nichtweiter gesteigert werden könnten.

Staatssekretär Schulz regt an, bei dem Antrag ganz allge¬mein von kulturellen Einrichtungen , gemeinnützigen Charak¬ters zu sprechen . —• Nach zustimmenden Erklärungen der Abgg .Dr . Schreiber und Mumm wird der Antrag Dr . Schreibergegen die sozialdemokratischen Stimmen angenommen .vtunmehr beginnt die dritte Lesung des
Etat des Haushalts des Innern .

Verbunden damit werden zwei Interpellationen der Deutsch¬nationalen , welche sich gegen die Auflösung dex deutsch-völki¬
schen Freiheitspartei und gegen das Verbot aller Selbstschutz¬organisationen wenden.

!Abg . Graf Westarp (D .-Natl .) : Der " Staatsgerichtshof hatin seiner vorläufigen Entscheidung das Verbot nicht bestätigendürfen, sondern aufheben müssen. Wenn der Staatsgerichts¬hof erklärt , es sei ausgeschlossen , datz Minister >Severing ein¬
seitig oder voreilig vorgegangen sei, so sei das ein ganz un¬
angebrachtes .Vorurteil .

Wohl kann man einzelne Vereine auflösen , zum Verboteiner Gesinnungsgemeinschaft bietet aber das Gesetz keine
Handhabe. Noch weniger ist zu rechtfertigen, wenn die Vereinenur aus dem Grunde verboten werden, weil sie zur deutsch¬
völkischen Freiheitspartei gehören. Weder mit der Weimarer
Verfassung noch mit dem Grundgedanken - des ^demokratisch -
parlamentarischen Regimes wäreueS' vereinbar , wenn die par¬lamentarische Mehrheit ihre Macht benutzen würde, um die
Minderheit einfach zu verbieten . Ebenso wenig verträgt es
sich mit dem parlamentarischen System , wenn der Innenmini¬ster eines Landes die Gültigkeit einer Partei im ganzen Reichverbieten will. Zu einem Verbot der kommunistischen Parteihat sich der Minister Severing nicht bereitgefunden . Dagegenhat der Staatsgerichtshof die von sozialdemokratisch beeinfluß¬ten Landesregierungen unternommenen Schritte gegen die
Selbstschutz - und Wahlschutzorganisationen bestätigt.Diese verbotenen Organisationen dienen der berechtigtenNotwehr gegen den Terror der Straße . Das Recht dieser Not¬
wehr werden sich jene Organisationen auch durch den MinisterSevering nicht nehmen lassen, umso weniger, als das preußischeMinisterium des Innern gegen die kommunistische Gefahr ,gegen die proletarischen Hundertschaften und gegen den Ter¬ror der Straße vollkommen versagt. Die Reichsregierungsollte von dem ihr zustehsnden Aufsichtsrecht gegen Preußenenergisch Gebrauch machen . Auch mit den Kautschukbestim¬mungen des republikanischen Schutzgesetzes mutz Schluß ge¬macht werden. Die Politik Preußens , Sachsens und Thürin¬gens durchkreuzt geradezu die Reichspolitik und schädigt den
Abwehrkampf an der Ruhr , den die rechtsstehenden Parteienmit dem Reichskanzler Cuno fi^ ren wollen. (Beifall rechts.)

Reichsminister des Innern Dr . Oeser :
Die Gründe für das Verbot der Freiheitspartei sind vom

Staatsgerichtshof eingehend geprüft worden , und ich darf an¬
nehmen , dütz damit die Interpellation in diesem Falle ihreErledigung gefunden hat . (Große Unruhe und Rufe rechts:Das ist eine Verhöhnung ! ) Nein, das ist eine einfache Fest¬stellung. In der Begründung der Entscheidung des Staats -
gcrichtshofes wird ausgeführt , die Freiheitspartei sei als Par¬tei anzuerkennen , aber nach dem republikanischen Schutzgesetz
sei auch das Verbot politischer Parteien durchaus möglich . Nur !
Fraktionen könnten nicht verboten werden. Der Staatsge - |richtshof erklärt schließlich, Klarheit über die Berechtigung des :

Neicbstsg .
Verbotes könne erst durch den AuSgang des Prozesses Roßbach

• geschaffen werden. Den deurschvülk . Abgeordneten soll nacheinem neuen Erlaß des Ministers Severing auch das Recht, ge -
gebon werden, in Bersamml ' n - en zu ihren Anhängern zu spre¬chen. Zur zweiten Interpellation erklären wir, es ist alleinAufgabe des Staates , die Freiheit der Versammlungen zuschützen. Dazu bietet das kürzlich verabschiedete Gesetz überden verstärkten Versammlungsschutz neue Handhaben . Der
Schutz gegen die Gewalttaten ist Sache des Reiches , nicht ein¬zelner Staatsbürger oder Organisationen . Es entspricht durch¬aus den Anfichten der Reichsregierung , wenn die preußischeStaatsregierung solche Schuhorganisationen von rechts undlinks energisch bekämpft. ( Abg . Schultz -Bromberg (D .-Natl .)ruft : Auf dem linken Auge ist sie blind. ) Zu einem Vorgehengegen die preußische Regierung liegt weder die Möglichkeitnoch Anlatz vor. Die unberechtigten Angriffe des Vorredners
gegen die Judikatur des Staatsgerichtshofes weise ich entschie¬den zurück .

Abg . Scheidemann (Soz . ) : Das reaktionäre Treiben gegenden Bestand, der Republik ist nicht nur eine innerpolitische An¬
gelegenheit,

'
sondern eine Tatsache, die von , der ganzen Weltmit Aufmerksamkeit verfolgt wird, und deren Ausschlachtungdurch Frankreich das deutsche Volk zu büßen hat , während die

Reichsregierung diesem Treiben gegenüber sich gleichgültig ver¬
hält und Bayern die Arbeit der Reaktion möglichst erleichtert.Hier hat der preußische Minister des Innern Severing , demwir von Herzen dafür danken, energisch zugegriffen . Bei der»erbotenen Freiheitspartei handelt es sich um eine Berschwö -
rergesellschaft. Das Vorgehen der preußischen Regierung solltebeispielgebend wirken gegenüber den übrigen Landesregierun¬
gen . Tatsächlich ist gegen Rechts- und Linksbolschewisten mitZweierlei Matz gemessen worden, aber nicht zum Schaden der
Rechtsbolschewisten . Erst mußten Erzberger und Rathenauermordet sein, bis die Deutkchnationaley einen Trennungs¬strich gegen die völkischen Mordbuben wenigstens markierten .Die Freiheitspartei ist gar keine parlamentarische Partei ; siebeiieht aus Deserteuren und Hinausgeworfenen . Redner ver¬liest sodann Briefe des Abg. Mulle und anderer völkischerFührer , in denen ausgeführt wird, daß die Freiheitsparteieiaentlich nur der Deckmantel sei, unter denen alle verbotenen
Organisationen unterschlüpfen könnten. In einem Brief anRoßbach werden die militärischen Führer für die einzelnenProvinzen genannt . Mulle rät u . a. einem Vertrauensmann ,möglichst finanzkräfige Männer zu vertraulichen Besprechun¬gen einzuladen . Er selbst habe kürzlich bei einer solchen Be¬
sprechung allein 11 Millionen Mark gesammelt. Außerdemwerden geheime Kennworte für Flammenwerfer , Maschinen¬gewehre und andere Waffen angegeben , die den Bezeichnungenbei den Mordorganisationen sehr ähneln . Aus der Reichswehrseien gegen 11 Millionen gesammelt worden.Abg. Scheidemann verlangt unter dem Beifall der Sozial¬demokraten, daß der Reichswehrminister statt seiner gemein¬samen Paraden mit Hohsnzollernprinzen und Hindenburg ein¬mal den Verbindungen nachgehe , die zwischen Reichswehroffi¬zieren und den Mordorganisationen bestehen .Der deutschvölkische Abg . Hrnnig habe nachgewiesenermaßenmit allen Mitteln einem Erzbergermörder zur Flucht verhelfe«wollen. (Hört , hört ! links. Lärm rechts. ) Von den Deutsch ,
völkischen wird planmäßig der Haß in der Jugend geschürt unddie Atmosphäre für politische Morde geschaffen . Da sei es
höchste Zeit gewesen , dagegen einzuschreiten. Auch dem poli¬
tisch einsichtigen Bürgertum müsse der reaktionären Gefahrgegenüber zugerufen werden,: Die Zipfelmütze herunter ! (Bei-fäll bei der Mehrheit des Hauses , Gelächter rechts. )Abg. Dr . Maretzky (D . Vp.) : Die Rede des AbgeordnetenKardorff im preußischen Landtag zu Dieser Frage , wäre imReichstag nicht möglich gewesen. Im Landtag besteht ebeneine untere politische Konstellation. Die Rede Scheidemannshat zur Stärkung der Einheitsfront nicht beigetragen . Derpolitisch zusammengesetzte Staatsgerichtshof widerspricht demelementarsten Wesen eines Rechtsstaates. Minister Severingist nicht unparteiisch vorgegangen . Unter seinen Augen treibendie Kommunisten ihr Unwesen, aber wo bleibt die Parität ?Die Vereine , die an der nationalen Kundgebung auf dem Kö¬nigsplatz teilnehmen wollten, durften nur in losen Gruppenmarschieren. Bei der furchtbaren Lage Deutschlands ist dasBestehen nationaler Verbände eilte Notwendigkeit. Wir wer¬den aber wahllos als staatsgefährlich behandelt. Ich erklärenamens meiner Partei , daß wir dieses Treiben nicht längerstillschweigend anseben werden.

Mg . Henning (D . Vp.) : Von tatsächlichen Unterlagen fürSeverings Vorgehen war in Leipzig vor dem Staatsgerichtshofkeine Rede. Es war eine vollständiae Pleite . Aber wie kommtes, daß Herr Scheidemann hier Material vorbringt , das sichnur in den Händen des Staatsgerichtshofes oder

„Grohe deutsche Ikunst-
ausstellung Ikarlsrube 1923 ."

AunstundAritik . .
Bevor wir in der Besprechung der guten und anerkennens¬

werten Einzelheiten der Karlsruher Kunstausstellung fortfah¬
ren, müssen wir uns an dieser Stelle einmal grundsätzlich
mit gewissen Anschauungen auseinandersetzen , die auf der
Seite der kritisierten Ausstellungsleitung laut geworden sind.

Von der Ausstellungsleitung und einem Teil der Karls¬
ruher Künstler wird die an der Gefamtanlage der Aus¬
stellung geübte Kritik als ein Angriff «ruf die Karlsruher
Künstlerschaft empfunden . Einer solchen Mißdeutung
unserer Ansichten können wir gar nicht scharf und ent -
schiden genug entgegengetreten . Das Gegenteil
ist richtig.

Unsere Kritik richtete sich gegen dieAusstellungs »
leitung und hatte dabei gerade die Interessen
der Karlsruher Künstler , zum Mindesten aber der
wirklich .bedeutenden Karlsruher Künstler , im Auge.
G e r a d e der lokal-patriotische Standpunkt war es, der unsere
Kritik vrranlatzte . Gerade , weil wir die Bahn fiei machen
wollen für die Entwicklung Karlsruhes zur großen Kunst¬
stadt, hielten wir uns für verpflichtet, das Gestrüpp beseitigen
zu helfen, das diesen Weg einengt . Und wenn auch im
Augenblick unsere Kritik von den Betroffenen als wenig an¬
genehm empfunden wird, so wird doch die Zukunft zeigen,
datz diese Kritik nicht nur ästhetisch notwendig, sondern auch
kunstpolitisch heilsam und nützlich war . Wobei wir aller ,
dings gleich bemerken möchten , datz der entscheidende
Gesichtspunkt einer Kunstkritik der ästhetische zu sein hat.
Fliehen aber , wie hier, in der Kritik ästhetische und kunst¬
politische Überzeugung zusammen , so umso besser !

Streng genommen, hat die Kritik ja überhaupt nicht den
Künstler als solchen zu behandeln , sondern lediglich sein
Werk , seine Schöpfung . Es ist die Kunst als solche,
wie sie sich in den Schöpfungen der Künstler ausdrückt, die die
Kritik zu beurteilen hat . Der Individualismus des Abend¬
landes , wie er seit der Renaiffance beherrschend in Erschei¬
nung trat , hat es verschuldet, daß die Persönlichkeit des Künst¬
lers ungebührlich vor seiner Schöpfung in den Vordergrund
trat , ganz im Gegensatz zu der dorhergegangenen Kunstepoche
und ganz im Gegensatz z. B . zur ägyptischen , vorderasiatischen
und indischen Kunst, die durch di« Tatsache der Anonymität
des Künstlers charakterisiert sind. Diese rein individualistische
Entwicklung führte dann schließlich zu dem Grundsatz des
«l 'art pour l ’art "

( «die Kunst für die Kunst"
) . Und dieser

Grundsatz dominiert leider auch heute nvch in einem großen
Teil der Künstlerschaft.

Wir halten es für die Aufgabe der Kritik , das
Produkt der Arbeit des Künstlers oder einer Künstlerge-
meinfchaft, wie hier der Ausstellungsleitung , zu beurteilen
und schlicht und klar zu sagen, was sie von der Lei¬
stung hält . Sofern bei einer solchen Beurteilung die
Künstler selbst nicht persönlich verunglimpft werden , ist
jede sachlich begründete Kritik am Platze und
berechtigt , mag sie auch noch so scharf sein .
Und der Künstler hat eine solche Kritik hinzunehmen .
Sie liegt zudem im wahren Interesse des echten
K ü n st l e r s . Denn nur eine scharfe Kritik schafft jene Aus -
lese, die die Voraussetzung von Höchstleistungen ist.

Die Schärfe der Kritik wird sich natürlich nach dem Matz
der Unzulänglichkeit richten müssen, das in der Leistung zu¬
tage tritt . Befürchtet der Kritiker aber beialledem von der
Leistung selbst eine ganz bestimmte Gefahr für die künst¬
lerische Entwicklung seiner Stadt oder seiner Zeit , hat er vorher

rechtzeitig gewarnt , ohne gehört zu werden, so wird natur¬
gemäß die Form der Kritik besonders scharf ausfallen .An dem Recht der freien Kritik wird die
Presse , soweit wir unterrichtet sind, unter keinenA.m ständen rütteln lassen . Es ist richtig, datz wäh¬rend des Krieges auch auf dem Gebiet der Kunstkritik eineArt «Burgfriede " hergestellt worden ist, der den Zweck ver¬
folgte, der Presse unter Berücksichtigung der besonderen Um-,
stände des Krieges und später der Revolutionszeit eine be¬
sondere Nachsicht zu empfehlen. Diese Nachsicht ist gerne geübtworden , obwohl man sich schon damals klar darüber war , datz
sie letzten Endes zu nichts Gutem führen würde . Heute ist«ine solche Nachsicht im allgemeinen nicht mehr geboten. Ein
Abvücken von ihr und ein erneutes Bekenntnis zur rück¬
sichtslosen Kritik wird aber gerade dann zur Pflicht ,wenn man nach sorgsamer Prüfung der Lage den Eindruck
gewinnt , datz jene Nachsicht langsam zu einem Herabsin¬kendes künstlerischen Niveaus der Leistungen
geführt hat . Bei welcher Gelegenheit wir übrigens ein
für alle Mal den Glauben zerstören möchten , datz Zeiten wirt¬
schaftlichen und politischen Elends notwendigerweise zusam¬
menfallen müssen mit einem Schwächerwerden der künstleri¬
schen Produktionskraft . Di « Kunstgeschicht « lehrt , datz ehetzdas Gegenteil zutrifft .

Wenn also die Karlsruher Kritik oder «in erheblicher Bruch¬
teil der Kritik zu der Überzeugung gelangt , datz die bisherige
Nachsicht , das Vielbevufene „Wohlwollen", zu einem Herab¬
finken des Gesamtniveaus geführt hat und damit große Ge¬
fahren für die Zukunft der Kunststadt Karls¬
ruhe heraufbeschwört , so ist es selbstverständlich die
Pflicht der Kritik, auf eine solche Gefahr aufmerksam zu
machen. Und die Karlsruher Kunstausstellung zwang geradezu
zu einer Stellungnahme , weil hier die Gefahr besonder-
drohend vor das Auge des Kritikers trat .



»<g Herrn S «v«Mg befinden darf. Hier sollte doch
«Seit Severin «/ in dieser Frage nicht als Partei -
Ma >m handeln/ Was Herr Scheidemann über militärische
Piäne unserer Partei vorgebracht hat , ist lächerlich . Die sozia-
fistcschen Organisationen haben bei der Materialbeschaffung
schlecht funktioniert . Auch was sonst Aber Decknamen usw. hier
hergebracht wurde , hat mit unserer Partei gar nichts zu tun .
Wie der Staatsgerichtshof scststellte , hat Herr Severing unter
»cm ersten Eindruck gehandelt . Darum sind neue Feststellun¬
gen notwendig. Redner protestiert gegen die Beschuldigungen,
hast er versucht habe, einem Erzbergermörder zur Flucht zu
herhelfen und fordert den Abg . Scheidemann auf , seine Beschul »
»igung zu beweisen. Jetzt stehen wir vor der Tatsache, daß
»ach der Entscheidung des Staatsgerichtshof sede politische
Partei verboten werden kann. Wenn dieses Verbot von den
Parteien zuqelafsen wird , ist damit der Weg zur Diktatur ge-
»ffnet . Aber mit Gewaltmaßnahmen läßt sich unsere völkische
Bewegung nicht unterdrücken.

Nach persönlichen Bemerkungen des Abg . Schcidemann
sEoz.) wird die Weiterberatung auf heue nachmittag 2 Uhr
Vertagt. Schluß % 8 Uhr.

Wadischer Landtag .
Die nächste öffentliche Landtagssitzung

findet am Donnerstag , 17. Mai , vormittags 9 Uhr statt . Die
Tagesordnung lautet : I . Zweite Beratung des Entwurfs eines
Jagdsteuergesetzes, Berichterstatter Abg . Weber.

II . Mündliche Berichte des Haushaltsausschusses und Bera¬
tung über : 1 . best Gesetzentwurf über die Eisenbahnschuldentil-
gungskasse , Berichterstatter Abg . Marum ; 2. den Antrag der
Abg. Rüger und Gen ., die Verlegung von Fristen des Geld¬
entwertungsgesetzes betr ., Berichterstatter Abg . Marum ; 3 . Ge¬
suche des Teamtenbundes und dessen einzelner Bezirksver-
tbände , den Urlaub der Beamten für 1923 betr ., Berichterstatter
Abg . Weber ; 4 . die förmliche Ansrage Martin und Gen ., Kla¬
gen über die zu hohen Preise für Abgabe von elektrischer Ener¬
gie durch das Badenwerk betr ., und damit in Verbindung : den
Antrag der Abg . Gebhard und Gen., die Preise für den Bezug
Von elektrischem Strom vom Badenwerk betr., Berichterstatter
Abg . Habermehl.

III . Mündliche Berichte des Ausschusses für Rechtspflege und
Verwaltung und Beratung über : 1 . den Gesetzentwurf zur Än¬
derung des Gesetzes,das Forststrafrecht und Forststrafverfahrenbetr ., Berichterstatter Abg . Dr . Hanemann ; 2 . das Gesuch des
badischen Pächterverbands in Freiburg , Pachtpreise betr., Be¬
richterstatter Abg. Rausch und Schrank ; 3. die Mitteilung des
Justizministeriums , die Verordnungen zum Kostengesetz betr .,
Berichterstatter Abg . Schneider-Heidelberg.

IV . Mündlicher Bericht des Geschäftsordnungsausschusses und
Beratung über den Antrag der Abg. Bock und Gen ., Kundge¬
bungen des Landtags betr ., Berichterstatter Abg. Rausch.

V . Begründung und Beantwortung der förmlichen Anfragenher Abgeordneten: a ) Bock und Gen ., Haussuchung im Bezirks¬sekretariat der kommunistischen Partei in Mannheim betr . , b)
Schneider-Mannheim und Gen ., den Geschäftsbetrieb bei ein¬
zelnen Demobilmachungskommissaren betr .VI . Mündliche Berichte des Ausschusses für Gesuche und Be¬
schwerden und Beratung über die Gesuche 1 . der M . Löw Wwe.in Stockach um Gewährung einer Gnadenpension , Bericht¬erstatter Abg. Straub ; 2. des Zugmeisters I . B . Engel in
Karlsruhe , Einstufung der noch 15 lebenden älteren Zugmeisterim Ruhestand in die Klaffe VI der Besoldungsordnung , Be¬
richterstatter Abg . Dr . Föhr ; 3. des Betriebsassistenten a . D .A. Hüfner in Karlsruhe um Wiedereinreihung in Gruppe IV ,Berichterstatt . Abg . Dr . Föhr ; 4 . des O . Schmitt , Maschinist anber bad. Oberrechnungskammer jn Karlsruhe , um Beförderungnach Gruppe IV , Berichterstatter Abg. Dr . Föhr ; 5. der Ge¬meinde St . Ulrich , das Gehalt des Organisten daselbst betr .,Berichterstatter Abg. Dr . Föhr ; 6 . des BahnhofarbeitersO . Hagmüller in Konstanz um Wiederverwendung im Reichs-bezw. Staatsdienst , Berichterstatter Abg. Amann ; 7 . des H. Rie¬
sterer , Zollgrenzangestellter in Breisach, die Dienstverhältnisseder Zollgrenzangestellten betr ., Berichterstatter Abg . Amann ;8. des K . Schwab in Gottmadingen als Vertreter der Zollgrenz¬
angestellten, die Dienstverhältnisse derselben betr ., Berichterstat -
1er Abg . Amann ; 9. des K. Beck und einer Reihe Fahnder des
früheren Landesvreisamts um Nachzahlungen der Zulagen inOrtskl . A, Berichterstatter Abg . Dr . Föhr ; 10. des K. Schwein-
surth in Karlsruhe um Gehaltsnachzahlung , BerichterstatterAbg. Dr . Föhr ; 11 . der N. Strubel Ehefrau in Mannheim um
Rechtshilfe, Berichterstatterin Abg. Straub ; 12 . des Landesver¬

bands der badischen Hotelindustrie und verwandter Betriebe in
Karlsruhe wegen Fischausfuhr nach der Schweiz, Berichlerstat-1er Abg. Amann ; 13. des A . Bürkle, Hausmeister in der zahn¬ärztlichen Universitätspoliklinik in Freiburg , seine Kündigungbetr ., Berichterstatter Abg . Rüller ; 14. des Hausmeisters Ph .
Ganz am Gymnasium in Lörrach, Einreihung in die Besol-
dungsordnung betr ., Berichterstatter Abg . Dr . Föhr ; 15. des
A. Mühlthaler , seine Versetzung nach Mannheim betr .. Bericht¬
erstatterin Abg. Straub ; 16. des Kurvereins Todtmoos u . a .,den Zustand der Landstraße Wehr—Todtmoos betr ., Bericht¬
erstatter Abg . Albietz ; 17. deS E. Fark, alt , in Staufen um
Rechtshilfe, Berichterstatter Abg. Straub ; 18. des H. Lanzen¬
stiel in Bruchsal um Wiederverwendung im badischen Staats¬
dienst, Berichterstatter Abg . Schön; 19. des Bürogehilfen Th .
Groß in Lahr um Bewilligung einer Weschaffungsbeihilfe, Be¬
richterstatter Abg . Dr . Föhr .

Der Rechtspflegeausschuß über den Bürgernutzen.
Unserem letzten Bericht muß der folgende, den der »Bad .

Beobachter" veröffentlicht, noch ergänzend angefügt werden :Der Berichterstatter Dr . Glöckner gab in der Sitzung vom8. Mai in seinem einleitenden Vorrrag einen allgemeinen
«Überblick über das bisherige Gesetz und ging dann über aufden vorliegenden Gesetzentwurf, der juristisch gut ausgearbei¬tet sei. Auch dieses Gesetz räume allmählich die alten Rechteder Bürger aus und setze an seine Stelle die Rechte der Ein¬
wohner . Das Wort „Bürgerrecht " fei daher auch nicht mehr
zutreffend . Jn der neuen Gemeindeordnung sind in den
88 85 ff. die Grundgedanken über den Bürgergenuß schon ge¬setzlich geregelt. Der Berichterstatter machte den Vorschlag , die
Bestimuiungen betr . das Bürgerrecht in die neue Gemeinde¬
ordnung hinzuarbeiten . Dies würde für die Handhabung bei¬der Gesetze eine erhebliche Erleichterung bedeuten. — Nachdem Regierungsentwurf soll an der Beibehaltung des Bürger¬
genusses auch in Hinkunst festgehalten werden. Von 1600 Ge¬
meinden in Baden haben nur noch 1150 einen Bürgergenuß .Die Frage des angeborenen Bürgerrechts und der Aufnahmein das Bürgerrecht werde auch künftig von großer Bedeutung
sein , ebenso die Frage , ob der Frau dasselbe Recht einzu¬räumen sei, wie dem Mann . Der Gemeindeverband Baden
spricht sich in einer an den Landtag gerichteten Eingabe gegendie allgemeine Zulassung der Frau zum Bürgergenuß aus .Die Zahl der Genußberechtigten werde so erheblich vermehrt ,zudem diese schon mit dem zwanzigsten Lebensjahr zugelassenwerden sollen . Das Einkaussgeld entspräche auch nicht mehrdem jetzigen Wert eines Bürgergenusses. Die von der Regie¬
rung vorgeschlagenen Einkaufsgelder könnten nach Ansicht des
Gcmeindeverbandes von kleineren Landwirten unmöglich auf¬gebracht werden."

In der Aussprache erklärte der Redner des Zentrums , daß
seine Fraktion den Entwurf gründlich geprüft habe. Der Bür -
gernutzen sei ein recht wichtiger Bestandteil des Bürgerrechts¬
gesetzes, er sei von hoher wirtschaftlicher Bedeutung . Er soll eine
erste Hilfe sein für die angehenden Bürger , insbesondere auchder wirtschaftlich schwachen. Die Zahl der Landwirte , die aufden Bürgernutzen angewiesen find, sei gar nicht gering . Der
Begriff von „Bürgerrecht" solle aufrecht erhalten werden, wasin der Frage des Bürgerrechts und des Bürgernutzens drin¬
gend änderungsbedürftig sei. Gegen eine Verarbeitung des
Bürgerrechtsgesetzes mit der Gemeindeordnung habe seine Par¬tei nichts einzuwenden. Der 8 1 des Entwurfs , der die Fragedes angeborenen Bürgerrechts grundsätzlich neu regeln will,kann die Zustimmung seiner Freunde nicht finden . Der 8 5
könne nicht als Ersatz der bisherigen Bestimmungen gelten.Das Einkaufsgeld kann eine Änderung erfahren , doch solle die
Altersgrenze auf 25 Jahre festgesetzt werden . Alleinstehendenledigen Frauenspersonen soll das Bürgergenußrecht auch ein¬
geräumt werden, um sie nicht der Armut anheimfallen zu las¬
sen . Eine Erhöhung der Bürgergenutzauflage nach dem Vor¬
schlag der Regierung bezeichnet der Sprecher des Zentrums als
unerträglich .

Auch der Vertreter der Deutsch -Nationalen hält an dem Be-
griff „Bürgerrecht " fest ; auch der Frau gegenüber müsse manin bezug auf den Bürgergenuß entgegenkommend sein. Der
Sprecher der deutsch-liberalen Partei bedauerte , daß nach dem
Entwurf von dem „Bürgerrecht" wenig mehr übrig bleibe.
Auch er wolle , wie die Redner des Zentrums und der Deutsch-
Nationalen , die Rechte der Frauen ausbauen .Die Sozialdemokratie stellt sich dem Entwurf im allgemeinen
zustimmend gegenüber. Der Bürgergenuß sei sicher noch einwertvolles Recht . Die Zahl der Genußberechtigten sei aber
doch verschwindend klein , und es sei kein Grund , die Nicht¬
genußberechtigten auch in Zukunft zu benachteiligen. Der
Bürgergenuß sollte prinzipiell abgeschafft werden. Die Ge¬

meinde sollt« die Almendgüter an alle Einwohner frei verpack¬ten können. Die Sozialdemokratie wolle augenblicklich einen
dahingehenden Antrag nicht stellen . Eie werde an der Um -
arbeitung deS Bürgerrechtsgesetzes Mitarbeiten. Am ange¬borenen Bürgerrecht aber wolle sie nicht festhalten, da es den
gegenwärtigen Anschauungen nicht mehr cu : jpräche . An den
Hauptkulturlasten tragen die in eine Gemeinde Zugezogenen
ebensoviel oder noch mehr als die in der Gemeinde seßhaften.An der Altersgrenze auf zwanzig Jahre halte die Sozialdemo¬kratie fest. Die Frau sei ebenso zu behandeln in der Bürger¬genußfrage wie der Mann . Am Gemeindevermöpen müßtenalle Einwohner gleichen Anteil haben. Die Sozialdemokratiewerde einer Verschlechterung des Gesetzes den schärfsten Kämpfentgegensetzen. Ter Redner des Landbundes stellte sich iin all-
gemeinen auf den Standpunkt des Zentrums , nur sollte die
Zulassung der Frauen zum Bürgerrecht ernstlich geprüft wer-den .

Der Redner der deutsch-demokratischen Partei erklärte sichmit der Vorlage im allgemeinen einverstanden. Der Einkaufin das Bürgerrecht dürfe nicht erleichtert werden. In seinerPartei sei die Ansicht noch geteilt in bezug auf die Frage des
angeborenen Bürgerrechts , auf das Frauenrecht und in bezugauf die Altersgrenze . —

Der kommunistische Vertreter ist gegen jeden Bürgergenuß ,der seiner Ansicht widerspreche ; er werde daher dem Gesetze
nicht zustimmen .

Der Staatspräsident erblickt in dem Gesetzentwurf eine lo¬
gische Fortsetzung der neuen Gemeindeordnung . « Gcgen den
Antrag des Berichterstatters , den Entwurf in die Y^ meinde -
ordnung einzuarbeiten , habe die Regierung Bedenken , eine we¬
sentliche Frage sei dies aber nicht. Wichtig sei aber der 8 1 ,der sich auf sozialen Boden stelle . Da , wo der Alniendgenußvon hoher Bedeutung sei, da solle ain Althergebrachten fest-gehalten werden . Anders müsse dies gehandhabt werden, woeine fluktuierende Bevölkerung sich niederlasse . Der wirtschaft¬
liche Fortschritt dürfe in solchen Gemeinden nicht gehemmt wer¬den . Der Gedanke, den Bürgergenuß ganz zu beseitigen , seinoch nicht so weit gediehen, daß bestimmte Vorschläge in die-' f-cr Richtung gemacht werden. Den Frauen müßte die soziale

\ Wohlfahrt des Gesetzes auch erhalten werden . Nach jedem
i verlorenen Krieg habe schon bisher der Almendgenuß an Be-
j deutung gewonnen
I Der Berichterstatter glaubte es nickt mehr für angebracht,
i daß das angeborene Bürgerrecht vererbt werden könne. Be-
! züglich des Rechtes der Frauen steht er auf dem Standpunkt ,! daß die Frau durch Wiederverheiratung das Bürgerrecht nicht
■ verlieren soll .
j Im weiteren Verlauf der Beratung wurden verschiedene
I Fragen durch Abstimmung beantwortet.

Wadiscbe Übersicht .
Mannbeim - Nbeinau .

Die Besetzung im Rheinauhafen ist am Samstag gelegent¬
lich der Ablösung der französischen Truppen erweitert
worden . Das Verwaltungsgebäude des Rheinischen
Braunkohlenbrikett -Syndikats in der Muhrorterstraße wurde
mit 26 Franzosen belegt, die Büros der Anthrazitkohlen- und
Kokswerke G . m . b . H . erhielten 12 Mann Einquartierung .
Eine Verstärkung der Truppen im allgemeinen ist in Rheinau
nicht erfolgt . Die abgelöste Kompagnie passierte Samstag
abend um 6% Uhr den Mannheimer Hauptbahnhof aus dem
Wege nach Ludwigshafen .

Die Franzosen haben heute morgen im Hasen von Rheinau
die Brikettfabrik von Stinnes sowie die Braunkohlrn -Brikett»
fabrik besetzt und den Arbeitern den Eintritt in die Fabrik
verwehrt . Gleichzeitig haben sie 30 elsässische Arbeiter beige¬
bracht, um die Briketts auf ein im Hafen liegendes Schiff zuverladen.

Ans der Landeshauptstadt .
Landestheater . Infolge fortdauernder Erkrankung von Wil¬

helm Nentwig kann die für Dienstag angesetzte Aufführungvon Mozarts „ Cosi fan tutte " wiederum nicht gegeben wer-
den . Dafür geht Wagners „Lohengrin " in Szene, und zwar
findet in dieser Vorstellung, vielfachen Wünschen entsprechend ,ein nochmaliges Gastspiel des früheren Mitglieds unseres Lan¬
destheaters , Frau Edith Pott -Sajitz von der Staatsoper in
Dresden als Elsa statt . — Das Abonnement D 20, die Vor¬
zugskarten und die für „ Cosi fan tutte " bekanntgegebenenNummern der Theatergemeinde B .V .B . behalten für diese Vor¬
stellung ihre Gültigkeit . Beginn 6 Uhr.

Die Gefahr muß also gebannt werden. Positiv hat dann
aber darüber hinaus alles zu geschehen , was geschehen kann,
um wirklich groß >en Künstlern den Aufenthalt und das
Wirken in Karlsruhe schmackhaft zu machen. Denn das Wir¬
ken dieser Großen ist es, das einer Kunststadt ihren Ruf
verleiht . Ein Trübner ist. so gesehen, viel mehr wert , als
hundert mittelmäßige Künstler . Kritik , Publikum und Kunst¬
geschichte haben denn auch — es ist peinlich, daß man derartige
Selbstverständlichkeiten hier aussprechen muß — immer nur
das Schaffen der wirklich bedeutenden Künstler im
Gedächtnis festgehalten und gehegt und gepflegt.

Welche Leistung nun bedeutend ist, darüber hat der
Kritiker zu entscheiden . Ob er dazu berufen ist, das
ist eine Frage, die der Kritiker und feine Auftraggeber genau
so selbstherrlich beantworten werden, wie der Künstler die
Krage beantwortet , ob er rum künstlerischen Schaffen berufen
Ist Eine Kritik kann bei dem Kritisierten die widerwärtigste »
Empfindungen auslösen . Zugegeben ! Aber beim Kritiker
lösen manchmal die Produkte des Künstlers auch widerwärtige
Empfindungen aus . Im übrigen ist es noch immer so gewesen,
daß der Kritiker , der lobte und pries , der berufene Kritiker
war , daß aber der Kritiker , der tadelte , der Berufung erman¬
gelte und nichts von Kunst verstand.

Wenn die Karlsruher Künstlerorganisationen morgen eine
Protestversammlung einberufen gegen die Kritik, so
glauben wir, daß fie dabei nicht auf dem richtigen
Wege ist. Der Künstler ist auf seinem Gebiet zuständig,
das heißt auf dem Gebiet des künstlerischen Schaffens . Sr
schafft Gutes oder minder Gutes . Die Kritik ist auf ihrem
Gebiet zuständig. Sie wird sagen, ob sie die Leistrng iür
gut ob« für mind« gut hält . Protestversammlungen werden
an dem kritischen Urteil gewiß nichts ändern können, fie wer¬
den der Presse höchstens eine Warnung , sein ,
daß ihr vornehmstes Recht , das Recht der
freien Kritik in ästhetischen Dingen irgend -
poie angetastet werden soll . Eurt Amend .

Licdendortt's »Freier " im Wadiscden
Landestbeater .

* Karlsruhe hatte am Samstag wieder einmal sein großes
Theaterereignis : Eichendorff's Lustspiel „Di e Freier ",
eine der schönsten Schöpfungen der deutschen Romantik , ging
unter der Regie von Felix Waumbach hier zum ersten
Mai über die Bühne und erntete einen vollen Erfolg . Das
Publikum , das bereits zu wissen scheint, daß Baumbachsche
Inszenierungen immer einen besonderen Genuß versprechen,
hatte das Haus bis auf den letzten Platz gefüllt und ließ sich
gleich von Anfang an sowohl von dem Stück, wie von der Auf -
führung selbst mit fortreißen . Die Aufführung zählt zu den
besten, die man hier in Karlsruhe erlebt hat . Sie war für
den Regisseur, wie für das Ensemble ein glänzender Beweis
hohen, künstlerischen Könnens . Auf solare Leistungen darf
Karlsruhe stolz sein. Da unser Schauspiekkritiker, Professor
Dr . Holl, am Samstag verhindert war , das Stück zu bespre¬
chen, wird diese Besprechung anläßlich der nächsten, am Don¬
nerstag dieser Woche stattfindenden Aufführung nachgehoir
w« den.

Aida — Äeuinszemerung .
Einen großen Erfolg darf das Landestheater endlich einmal

buchen . Ein ausverkauftes Haus dankte nach Aktschlüssen und
am Schlüsse der Vorstellung mit stürmischen Ovationen . Di¬
rektor Burkard hat mit dies« Neuinszenierung einen guten
Wurf getan und sein großes Gestaltungsvermögen erneut be¬
wiesen. Gerade der Neuinszenierung „Aidas" konnte man mit
berechtigter Spannung entgegensetzen , weirn man den gewal¬
tigen massiven Aufbau der Otigheim« Festspielinszenierung
- u „Josef und feine Brüder " gesehen hat, den der Direktor deS
LandeStheater -Dekorationswefens im vorigen Jahre innerhalb
kurzer Frist schuf. Der übliche traditionelle Rahmen ist bei
„Aida " durchbrochen und jedem Bild eine überaus konzentrierte
Form gegeben , in welchen: Rahmen sich die Personen in ihr «
Geste, Stellung und Gewandung sowohl wirkungsvoll abhobenals auch harmonisch einsügen. Mit wenig Material ist hierdiel erreicht. Auf Pomp jeglich« Art hat Burkard verzichtet

und die Linie strenger gezogen , wie es der Grundcharakter die¬
ser Inszenierung von vorneherein schon verlangt . Der Säu¬
lengang mit Statuen und blühenden Sträuchern mit dem Tor,durch das man im Hintergrund die Tempel und Paläste von
Memphis und die Pyramiden sah, ist gefallen und hat einem
einfachen ab« prächtigen Raume Platz gemacht . So verliert
sich der Blick nicht und gibt den Darstellern und dem musika -
tischen Aufbau einen wirksameren Hintergrund . Gut fügte
sich vor allem der Chor in ferner Gewandung in die Strukturdes farbigen Bübnenentwurfs . Stimmungsvoll gelang das
zweite Bild , der Tempel des Vulkan in Memphis. Statt einer
tiefen Säulenhalle , welche sich im Dunkel verliert, ragen zwei
wuchtig ausladende Säulenreihen zur vollen Hohe der Bühne,nicht in wuchtender Last jener Säulen der Tempelstadt von
Theben oder Luxor , nicht erdrückende Massigkeit , sondern be¬
freiend in ihrem stolzen Emporstreben. Der Hintergrundpro-
spekt einer tropisch violetten Nacht schafft gute Silhouetten für
die Raumwirkung des Tempelaufbaues . Die Lichtdämpiung
auch des Vordergrundes dürfte noch wirksamer durchgeführt
sein, insbesondere auch in der Wirkung des grell beleuchteten
Altars und der von rotem Licht überfluteten Opferflammen.
Doch können hier allzugrelle Lichtgegensätze gerade gegenteilige
Wirkung erzeugen . Statt des Saales der Eingangsszene zum
zweiten Akt — der Schwertertanz war gut getanzt — glaubte
Burkard ein Gemach zeichnen zu müssen , da er mehr Wert auf
große Räumlichkeit der folgenden Szene vor dem Tore The¬
bens legte. Dieses Bild überraschte ( wie das düstere Schluß-
bill>) durch die Großzügigkeit der Anlage und eine vorbildlich «
Regie.

Daß die so lange angekündige „Aida" — sogar ohne Gäste— einen solchen Erfolg hatte , läßt die Hoffnung offen , daß wir
gerade auf dem Gebiet der großen Oper in Karlsruhe doch noch
manches Gute zu erwarten haben und man auch auswärts wie¬
der in bestem Sinne von dem Landestheater sprechen wird.
Lob verdient vor allem die straffe Regie Josef TurnauS
und die sorgfältige musikalische Einstudierung durch Alfted
L o r e n tz , der mit viel Schmiß und Einfühlung die dankbare
Oper dirigierte . Unsere besten Kräfte erzielten ihrerseits starke
Leistungen , in den Hauptrollen Jracema -Brügelmann
(Aida ), Willy Zilken (Radames , Paula Weber (Amneris ) ,
Walter Warth (König), Rud . Weyrauch (Amonasro) und
Dr . Wucherpferrnig als Oberpriester. A. H .
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Alleinige Vertretung von
- % Mm -

die Finna OSkar Logt Ge
ftilschaft mit beschränkterH«f
tung mit dem Sitz in Ra .
dolfzell - Gegenstand des
Unternehmens ist der Han
del und Vertrieb von Gum
miwaren aller Arb der
Gesundheitspflege die
»enden EinrichtungSgcgen
stände sowie von chemisch
technischen Bedarfswaren
für Gewerbe . Landwirt
schaft u - Industrie . Stamm¬
kapital : 1500000 SK- ; Ge
schäftsführer sind : Oskar
Bogt , Friedrich Bosch, An¬
ton Könninger , alle ' Kauf ,
leute in Radolfzell . Der
Gesellschaft - Vertrag ist er¬
richtet am 12. April 1923 .
Jeder Geschäftsführer ist
zur selbständigen Bertre
tung der Firma berechtigt .

Radolfzell . 3. Mai 1923
Bad . Amtsgericht I .

Radolfzell . <5 .194
4m Handelsregister A

ist bei der Firma Späth
& Heininger in Gottma
dingen die Verlegung des
Sitzes der Firma nach
Hilzingen , Amt Engen ,
eingetragen .

Radolfzell . 7 . Mai 1923.
Bad . Amtsgericht 1.

Festhalte
Montag , den 14. Mai .

7 7 , b . g . 9 ‘/, Uhr . J6 2500 . 2000 , 1500 , 1000.
Sondrkoozert des Badischen landestiieaier* Orchester!
Gastdirigent : Opemdirektor ERICH KLEIBER vom

Nationaltheater Mannheim
Werke von Wagner , Strauß und Beethoven .

Badisches Landestheater «
Dienstag , 15 . Mai . 6 - 10 r

1 Uhr . Sp . I . Abt . 6000 M .
Abonnement D 20.

Th .-Gern . B .V . B . Nr . 2701 —2800 u . 3401 —3600 .
Infolge Erkrankung von f . Imtwig statt Cosifantutte :
Gastspiel v. Edith Pott -Sajitz v. d . Staatsoper Dresden

Lohengrin
Elsa : Edith Pott -Sajitz

FokWiig der Mrl-Wdelr-Wslerr.
Neustadt . S .93'

Zum Handelsregister A
Band I O .-Z . 174 bei der
Firma Boelzke & Peters »
Sägewerk und Holzhand ,
luug in Rötenbach , Baden
wurde heute das Erlöschen
der Firma eingetragen .

Neustadt , Schwarzwald ,
den 27. April 1923 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts .

Pforzheim . S .127
Handelsregistereinträge .
1. Firma Wilh . Herrsch

Filiale Pforzheim in
Pforziheim , Erbprinzen -
str . 42, mit Hauptsitz in
Stuttgart . Der Wortlaut
der Firma wurde in Jul .
Kaller jBühlerstahl Kom ^
manditgesellschaft «Zweig

Niederlassung Pforzheim
geändert . Der Gesellschaf¬
ter Julius Kaller wohnt
jetzt in Stuttgart . Dr ,
Albert Blum ist aus der
«Gesellschaft ausgeschieden .
Die Prokura des Alfred
Klett ist erloschen . Außer
dem bisherigen Gesamt¬
prokuristen Hans Ulrich
ist dem Emil Erdl in
Stuttgart und dem Emil
Reuwirth in Mannheim
Gesamtprokura erteilt . Je¬
der derselben ist mit einem
anderen Prokuristen ver¬
tretungsberechtigt .

2 . Firma Walter LHin -
derer in Pforzheim . Lin -
denstr . 6 . Persönlich haf¬
tende Gesellschafter find
Techniker Emil Walter
und Kaufmann Hans
Hinderer in Pforzheim .
«Offene Handelsgesellschaft
seit 1 . April 1933 . (Ange¬
gebener Geschäftszweig :
Bijouteriefabrikation .)

3 . Die Firma Georg
Kolb in Pforzheim ist er¬
loschen.

Amtsgericht Pforzheim .

( Aufsichtsrat ) auf Grund
des «Gesellschafterbeschlus .

ses vom 3 . April 1923.
Amtsgericht Pforzheim .

Pforzheim . S .128
HanLelSregistereintrag .
Firma Pforzbeimer Im¬

mobilien gesell schaft m. b.
Haftung in Pfor .Heim .
«Abänderung des Gesell -
schaftSverträgs in § 11

S . 143
Zum Handelsregister B

Bd . i wurde heute unter
O .-Z . 9 die Firma C . F .
Weber , Aktiengesellschaft Leip¬

zig, Zweigniederlassung
RheinSheim eingetragen .

Gegenstand des Unter
nehmens ist :

a. Die Herstellung von
Benzol , Teer - und Asphalt
Produkten und der für die
Herstellung dieser Produkte
erforderlichen Grundstoffe :b . die Ausführung von
Bedachungs - , Fußboden
und Jsolierungsarbeiten ,
sowie die Herstellung der
dazu erforderlichen Mate
rialien ;

c. die Errichtung von An .
lagen , sowie die Übernahme
und Beteiligung an Unter ,
nehmen der unter - und b
genannten oder verwandten
Art , sowie deren Betrieb ;6 . die Errichtung und der
Betrieb von Wohlfahrts -

Unternehmungen zwecks
Förderung des Wohles der
Arbeiter oder sonstiger An¬
gestellten der Gesellschaft ,
sowie die Beteiligung an
derartigen WohlfahrtSein »
Achtungen ;

e. die Errichtung von
Zweigniederlassungen im
In - und Ausland .

Das Grundkapital beträgt
4 000 000 M . Vorstands .
Mitglieder sind : vr .Friedrich
Weber , Generaldirektor , vr .
Walter Ruhncke , Direktor ,
Alfred Braeutigam , «Chemi¬
ker, alle in Leipzig , letzterer
Stellvertreter .

Der Gesellschaftsvertrag
ist am 17 . Februar 1906
errichtet und durch Beschluß
der Generalversammlung
vom 30. Mai 1922 neu fest¬
gestellt worden . Der Vor¬
stand wird vom Auffichts¬
rat ernannt . Alle Erklä¬
rungen , die für die Gesell¬
schaft verbindlich sein sollen ,
müssen , wenn der Vorstand
aus einer Person besteht ,
durch diese, wenn der Vor¬
stand aus mehreren Mit¬
gliedern besteht durch zwei
Mitglieder des Vorstandes

oder einem Vorstandsmit¬
glied in Gemeinschaft mit
einem Prokuristen ab¬
gegeben werden . Dem Vor¬
standsmitglied Dr . Friedrich
Weber ist gemäß § 11 des
Gesellschaftsvertrags dieBe -
fugnis erteilt worden , die
Gesellschaft allein zu ver¬
treten . Durch AufsichtSrats -
beschluß vom 22 . Juni 1922
ist der Chemiker Alfred
Braeutigam in Leipzig zum
stellvertretenden Vorstands¬
mitglied mit der Befugnis
bestellt worden , die Gesell¬
schaft in Gemeinschaft mit
einem Prokuristen oder
einem anderen Vorstands -
mitgliede zu vertreten .

Als nicht eingetragen wird
bekannt gemacht : Das
Grundkapital mit 4000000
Mark ist eingeteilt in 4000
auf den Inhaber lautende
Aktien . Die Berufung der
Generalversammlung er¬
folgt durch den Vorstand
durch einmalige öffentliche
Bekanntmachung . Die Be¬
kanntmachungen erfolgen
durch einmalige Veröffent¬
lichung im Deutschen Reichs¬
anzeiger .

Von den mit der Anmel¬
dung eingereichten Schrift¬
stücken kann bei dem Ge¬
richt Einsicht genommen
werden .

Philippsburg,3Mai1923 .
Amtsgericht .

Rastatt . © . 104 .
In das Handelsregister

wurde heute eingetragen
die Firma Felix Levy, - om<
« andttgescllsch ft in Rastatt .
Persönlich haftender Ge¬
sellschafter ist Kaufmann
Felix Levh, Baden -Baden -
Dem Kaufmann Karl
Hunn , Achern , ist Prokura
erteilt . Zahl der Komman¬
ditisten : 7. Die Gesellschaft
hat am 1 . März 1923 be¬
gonnen .

Rastatt , 27 . April 1923 .
Amtsgericht .

Philippsburg . © . 144
In das Handelsregister B

Band I wurde bei O .-Z . 5 :
Badsschr Dachpappe»- u. Teer-
produktr -Gcsellschastm . b . H .
in Rheinsheim eingetragen :

Durch Gesellschafterbe
schluß vom 25 . April 1923
scheidet Direktor Karl
Merten in Karlsruhe als
Geschäftsführer aus , die
Prokura des Kaufmanns
Heinrich Sammler in
Rheinsheim gilt als er¬
loschen und Kaufmann
Ewald Heuser in Rheins ,
heim wurde als Geschäfts¬
führer bestellt .

Philippsburg,2 .Mai1S23
Amtsgericht .

Rastatt . © .105.
In das Handelsregister

wurde heute zur Firma
Gubeu -Rastatter Hutsto ffwcrke
Aktiengesellschaft Flliale Ra¬
statt in Rastatt eingetragen :
Durch Beschluß der Ge¬
neralversammlung vom 12.
Januar 1923 ist das Aktien¬
kapital um 12 Millionen
Mark erhöht worden . Die
Erhöhung ist durchgeführt .
Das Aktienkapital beträgt
jetzt 24000000 Mark . Die
Erhöhung erfolgt durch
Ausgabe von 12000 auf
den Inhaber lautende
Stammaktien zu je 1000 M .
Die neuen Aktien nehmen
an dem Gewinn der Ge¬
sellschaft vom 1 . April 1923
ab teil . Das gesetzliche
Bezugsrecht der Aktionäre
wird hinsichtlich der neu
ausgegebenen Aktien aus¬
geschlossen. Die neu aus¬
zugebenden Aktien werden
zum Kurse von 200 °/» über¬
nommen . Auf die einge¬
reichte Urkunde wird Bezug
genommen .

Rastatt . 20 . April 1923.
Amtsgericht.

sich an solchen zu beteiligen
oder deren Vertretung zu
übernehmen . Stammkapi¬
tal : 960000 SK. Geschäfts -
führer find : Ewald Weiser ,
Ingenieur . Karlsruhe , Ro¬
bert Oesterie . Ingenieur in
Lahr . Albert Baumann .
Mechaniker in Achern ist
al » Prokurist bestellt . Die
Gesellschaft kann einen oder
mehrere Geschäftsführer
und Prokuristen haben .
Sind mehrere Geschäfts¬
führer bestellt , so wird die
Gesellschaft vertreten durch
zwei Geschäftsführer oder
durch einen Geschäftsführer
und einen Prokuristen . Die
Bekanntmachungen der Ge¬
sellschaft erfolgen nur durch
den Reichsanzeiger . In An¬
rechnung auf ihre Stamm¬
einlagen bringen die nach¬
stehenden Gesellschafter
Sachwerte ein und zwar :
Ewald Weiser : Werkzeug¬
maschinen usw . im Werte
von 200000 Mark . Robert
Oesterie : Werkzeugma¬
schine, Werkzeuge usw . im
Werte von 80000 Mark ,
Albert Baumann : Gußteile ,
fertige , halbfertige Maschi -
nen und Modelle im Merck«
von 200000 Mark . Auf
den näheren Beschrieb die¬
ser Sachwerte wird auf die
einzelnen eingereichten Ver «
zeichniffe Bezug genommen -
Die Gesellschaft wird auf
die Zeit bis Ende 1928 ge¬
schlossen.

Rastatt . 18 . April 1923
Amtsgericht .

Maschmen und Bedarfs¬
artikel .

Die Gesellschaft darf
überall Zweigniederlassun¬
gen errichten , Syndikaten
oder Vereinigungen bei¬
treten , sowie den Abschluß
von Interessengemeinschaf¬
ten mit gleichen oder ver¬
wandten Werken vorneh¬
men . DaS Stammkapital
beträgt 2000000 M . Ge -
schäftsführer ist Ingenieur
Adolf Link in Staufen .

Bekanntmachungen er -
folgen im Deutschen Reichs -
anzeiger .

Staufen , 5 . Mai 1923.
Der Registerführer des

Amtsgerichts .

SSckiugeu. © . 145
Im Handelsregister

O -Z . 79 ist heute das Er <
löschen der Firma Brutschiu
in Kleinlaufenburg (In
Haber Ernst Ludwig Brut
schin) eingetragen worden

© äckingen , 2 . Mai 1923 .
Bad . Amtsgericht .

i. W . © .146.
Handelsregistereintrag A

Bd . I O --Z . 5 : Firma Jo¬
hann ©chnduell in Todtnau
Inhaber : Johann Schub -
nell , Bürstenfabrikant in
Todtnau . Erwerbszweig
Bürstenfabrikation .

Schönau i . W -, -
5 . Mai 1923 .
Bad . Amtsgericht.

Radolfzell . © .152
Zum Handelsregister B

O -Z . 66 ist bei der Firma
Martin Hildebraud , Auto¬
mobilwerke A.G . in Singen
eingetragen : In der außer¬
ordentlichen Generalver -
ämmlung vom 30 . Septem ,

«ber 1922 ist das Grund¬
kapital um 7000000 M .
ans 10000000 M . erhöht ;das Statut ist geändert in"" 36 u . 11 . Als nicht ein¬
getragen wird bekannt ge¬
macht , daß die Erhöhung
um 7000000 M . durch Aus¬
labe von 7000 neuen Jn -
aberaktien von je 1000 M .
um Kurse von 115 ' /. er -
olgt .

Radolfzell , 3 . Mai 1923.
Bad . Amtsgericht I .

Radolfzell . © .153.
Zum Handelsregister B

O .-Z . 72 ist eingetragen

Rastatt . © .129.
In das Handelsregister

wurde heute zur Firma
Fritz Lochmau» in Rastatt
eingetragen : Dem Albert
Eisfeld und Fritz Lochmann
Ehefrau , beide in Rastatt ,
ist Gesamtprokura erteilt
Die Prokuristen können die
Firma nur in Gemein¬
schaft miteinander zeichnen
und vertreten .

Rastatt , 19. AprU 1923 .
_ Amtsgericht .

Schwetzingen. © .106
Handelsregistereintrag

Abt . A Band III unter O .-Z
118 — Bischofs & Schwab ,
Schwetzingen — Die offene
Handelsgesellschaft hat am
I . Mai 1923 begonnen . Per .
sönlich haftende Gesell ,
schafter sind : Otto Bischoff
und Wilhelm Schwab , beide
Kaufleute in Schwetzingen
(Handel mit Lebensmittel ,
Futter - und landw . Be .
darfsartikel .)

Schwetzingen , 3 .Mai 1923 .
Badisches Amtsgericht 2.

Rastatt © .184
In daS Handelsregister

wurde heute eingetragen die
Firma Baumanu & Weiser,
Maschinenfabrik, Gesellschaft
mit beschränkter Haftung in
Rastatt . Gegenstand des
Unternehmens ist die Her¬
stellung und der Handel
mit Maschinen für die Her¬
stellung künstlicher Blumen ,
Kränze und Bestandteile
von solchen, sowie Verwer¬
tung der von der Gesell¬
schaft noch zu erwerbenden
Patente und sonstigen ge-
werblichen Schutzrechte . Die
Gesellschafter sind sich dar -
über einig , daß alle von
ihnen während der Gesell¬
schaftsdauer gemachten Er -
findungen , soweit sie den
Gegenstand des Unterneh -
men » betreffen , und die
daraufhin etwa erlangten
Schutzrechte ohne Entgelt
in das Eigentum der Ge¬
sellschaft übergehen . Zur
Erreichung ihres Zweckes
ist die Gesellschaft befugt
gleichartige oder ähnliche
Unternehmen zu erwerben .

Schwetzingen. S .14 ?
Handelsregistereintrag

Abt - A Band II zu O - Z .
197 — Paul Richter, Schwet¬
zingen — Friedrich Kolb
ist als persönlich haftender
Gesellscha fter an s geschieden.

Schwetzingen . 6 .Mai 1923 .
Badisches Amtsgericht 8.

Staufen . © .154
In das Handelsregister

Abt . B ist heute unter Nr . 15
die Gesellschaft mit br .
schränkter Haftung in
Firma : Badische Judustrie -
gesellschast mit beschränkter
Haftung mit dem Sitz in
Staufen eingetragen wor -
den - Der Gesellschaftsvcr -
trag ist am 27 . März 1923
abgeschlossen worden . Ge¬
gen stand des Unternehmens
ist die Errichtung , der Er¬
werb , die Pachtung und
Verpachtung , die Vertre¬
tung . der Betrieb , die Be-
teiligung . An - und der Ver¬
kauf von FabriMn aller
Art , Sägewerken , laudwirt -
schaftlichen Betrieben ,
Grundbesitz , Gütern , Was -
serk ästen zur Erzeugung
von elektrischer Energie ,
der Erwerb tack die Ver¬
wertung von Patenten , die
Errichtung , der Erwerb ,
die Pachtung und die Ver¬
pachtung , die Vertretung ,
der Betrieb , die Beteiligung
an und der Verkauf von
Unternehmungen aller Art ,
die den Geschäftszwecken
der Gesellschaft förderlich
find oder deren Geschäfts -
betrieb mit ihnen in Ver¬
bindung steht , der Handel
mit aller Art in genannten
Unternehmungen in Be¬
tracht kommenden eigenen
oder fremde « Erzeugnissen, .

Stockach. SI 85
Handelsregister B O .-Z . 9

Allgemeine Holzbau Aktienge¬
sellschaft , Zweiguirderlaffimg
LudmigShafen a . S ., Haupt
sitz Charlottenbum . Das
Grundkapital ist um
7500000 M . erhöbt und
beträgt jetzt 85 (X) 000 M .
Die 88 4. 6. 9 des Gesell -
schaftsvertrageS sind geän¬
dert worden . Die Ände¬
rungen betreffen die Höh«
und Einteilung des Grund¬
kapitals t§ 4), Zusammen¬
setzung , Amtsdauer und
Vergütung des Aufsichts¬
rats <§ 6), Vertretung der
Aktionäre und Aktienhinter .
legung <89 ) . Freiherr Louis
von Callenberg in Wien .
Kaufmann Rudolf Steig¬
meier in Ludwigshafen
Diplomingenieur Karl
Ewald Kirchner in Ohrdruf
sind nicht mehr Vorstands ,
mitglreder -

Stockach, 5. Mai 1923 .
Bad . Amtsgericht .

schafter derselben sind : Ge
org Alfred Seber . Händler ,
und Emil Philipp Konrad ,
Friseur , beide in tzöpfingen
Die Gesellschaft hat am
25 - April 1923 begonnen
Angegebener Geschäfts ,
zweig : Haarhandlung und
Fabrikation .

Walldürn . 30 . April 1923 .
_ Bad . Amtsgericht

Überlingen. S . I07
Zu O .-Z .262 des Handels¬

registers A Band I, betr .
die Firma Karl Bosch Witwe
in Frickingen , wurde ein¬
getragen : Die Prokura des
Anton Bosch , Sägmüller
in Frickingen , ist erloschen .

Überlingen . 5. Mai 1923 .
Der Grrichtsschreibrr des

_ Amtsgerichts .
überliuge ». © .108

Zu O .-Z . 273 deS Han
delsregisterS Abt . A Band I,betr . die Firma Wilhelm
Böhriuger , chcm. Fabrik in
Überlingen , wurde einge¬
tragen : Die Firma ist er -
loschen.

Überlingen , 4 . Mai 1923 .
Der Genchtsschreiber des

_ Amtsgerichts .
Billingen . © . 130

Unter O .-Z . 17, Band II ,
des Handelsregisters Abt . A
wurde heute eingetragen :

Firma Fehrenbach ft Co .
in Villingen .

Die Gesellschaft ist eine
offene Handelsgesellschaft
und hat am 1 . Mai dS.
IS . begonnen .

Persönlich haftende Ge¬
sellschafter sind :

Edwin Fehrenbach , Holz¬
bildhauer , Eduard Jackl ,
Holzbildhauer , Otto Burger ,
Schreiner , alle in Villingen .

Villingen , 7 . Mai 1923 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts .

Werthei « . S -1I2 .
Eintrag im Handelsre -

aister A O - Z . 207 : Link ft
Wertheim . Inhaber :

Leo Link , Georg Wrttengel »
Handelsleute in Wertbeim »
und Johann Strauß , Han¬
delsmann in Dertingen .
Offene Handelsgesellschaft .
Die Gesellschaft hat am
1. Januar 1923 begonnen .
Zur Vertretung der Elesell»
schaft ist jeder Gesellschaf ,
ter allein berechtigt . An .
gegebener Geschäftszweig :
Biehhandel .

Wertheim . 2 . Mai 1923 .
Ba ». Amtsgericht .

Wald Hut. S -155
Handelsregistereintrag B

O - Z . 2 zur Firma „Gesell
«hast für Holzstoffbereitung

in Basel, Zweigniederlassung
in Albdruck". Der Delegierte
des Verwaltungsrats Theo .
!chil Vischer -Von der Mühle
st infolge Todes ausge
chieden und seine Unter -
chrift erloschen .

Waldshut , 5- Mai 1923 .
Amtsgericht I .

Waldshut . S -109
Handelsregistereintrag B

O -Z . 28 Firma „de Dreh,
Gesellschaft mit beschränkter
Haftung in Waldshut . Ge¬
genstand des Unternehmens
ist die Herstellung und der
Vertrieb zahnärztlicher Ar¬
tikel aller Art . Stamm¬
kapital 2 Millionen Mark .
Geschäftsführer Kaufmann
Emanuel de Treh in Zü¬
rich VI, Voltanstr - 63 . Ge -
cllschaftsvertrag vom 9.

Januar 1923 . Bekannt¬
machungen der Gesellschaft
erfolgen durch den Reichs¬
anzeiger .

Waldshut . 25 . « pr . 1923 .
Amtsgericht I .

Walldürn . © .110.
In das Handelsregister

Abt . A ist unterm Heutigen
unter O .-Z . 149 eingetragen
worden : Firma Seher ft
Konrad , offene Handelsge -
ellschaft in Höpfingen .

Persönlich haftende Gesell -

Wertheim . © .111 .
In daS Handelsregister

Abt . B. O .- Z . 13, Firma
Kraftwerk Thrilbach Aktien ,
gesellschaft mit dem Sitz in
Wertheim , wurde eingetra¬
gen - Das Grundkapital ist
durch Beschluß der General¬
versammlung vom 19. Febr .
1923 um 87000000 Mark
erhöht worden und beträgt
jetzt 90000000 Mark , ein -
geteilt in 9000 Aktien von
je 10000 Mark . Die daS
bisherige Grundkapital bil¬
denden Aktien im Nenn -
wertvonzusam men3000000
— Drei Millionen Mark —
werden in Vorzugsaktien
im Nennwert von je 10000
— Zehntausend Mark —
umgewandelt ; auch 1200 —
Eintausend zweihundert —
junge Aktien im Nennwert
von zusammen 12000000
— Zwölf Millionen Mark —
werden als solche Vorzugs¬
aktien ausgegeben . Die
Vorzugsaktien haben ein
fünfzehnfaches Stimmrecht
bei Wahlen zum Aufsichts¬
rat , bei Beschlüssen über die
Änderung des Gesellschafts .
Vertrags und die Auflösung
der Gesellschaft . Die übri¬
gen 7500 — Siebentausend
fünfhundert — Aktien im
Nennwert von zusammen
75000000 — Fünfundsieb -
zig Millionen Mark — sind
Stammaktien — Inhaber¬
aktien . Die Vorzugsaktien
ind auf den Namen ge¬
teilt ; sie werden unter Be¬

zeichnung des Inhabers
nach Namen , Stand und
Wohnort in das Aftienbuch
eingetragen . Zu ihrer Über¬
tragung ist die Zustimmung
des Auffichtsrats erforder¬
lich . Die Aktien werden den
bisherigen Aktionären im
Verhältnis ihrer bisherigen
Beteiligung überlassen und
zwardieVorzugsaktienzum
Nennwert , die Stamm -
aktien zu 425 "/» Bierhun -
dertfünfundzwanzig vom
Hundert . Alle Aftien sind
pätestens bis 1 . April 1923

voll einzuzahlen . Die Er¬
höhung des Grundkapitals
ist erfolgt . Entsprechend
dieser Kapitalserhöhung ist
von der gleichen General¬
versammlung der Gesell -
schaftsvertrag in den 88 5
und 6 geändert .

Wertheim , 3. Mai 1923 .
Bad . Amtsgeri -i t .

Wiesloch . € >. 131
Im Handelsregister A,

-Band I , wurde eingetra¬
gen : 1 . unter O .-Z . 383 :
Firma Hugo Mayer in
Walldorf , Inhaber Hugo
-Mayer Kaufmann da -
selbst ; 2 . unter O .-Z . 394 :
Firma Emil Kempf in
Walldorf , Inhaber Emil
Kempf «Kaufmann <und
Bäckermeister daselbst ; 3.
zu O .-Z . 183 Firma Ste¬
fan Wallischrck in Wies¬
toch: Das Geschäft ist mit
der Firma auf Franz
Josef Wallischeck, Schrei¬
nermeister in Wiesloch
übergegangen ; 4. unter
O .-Z . 366 : Firma Gregor
Kleinlagel & Co „ Zigar -
ren -Fabrike » in Rettig -
heim . Offene Handelsge -
ellschaft, begonnen am 30.

April 1923. Gesellschafter
sind Gregor Kleinlagel ,
Lambert Bender und Fritz
Kleinlagel (Gregor Sohn ),alle Fabrikant in Retiig .
heim .

Wiesloch , 4 . Mai 1923.
Bad . Amtsgericht .

Druck der Karlsruher Zeitung .
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